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Sachverständiger muss unfertiges Gutachten herausgeben 
Ein Gutachter in einem Arzthaftungsprozess wurde vom OLG Stuttgart dazu verurteilt, 
ein unfertiges Gutachten im Rahmen eines Auskunftsanspruches herausgeben, auch 
wenn der Auftraggeber den Auslagenvorschuss nicht vollständig bezahlt hat.  
 
Die Klägerin führte seit 2009 zwei Arzthaftungsprozesse gegen verschiedene Zahn-
ärzte. In beiden Verfahren wurde der Beklagte als zahnmedizinischer Sachverständi-
ger bestimmt. 2024 begehrte die Klägerin Auskunft vom Beklagten über die vom ihr 
gespeicherten Daten, u.a. durch eine Übersendung einer Kopie des nach den Anga-
ben des Sachverständigen zu 90 % fertigen Gutachtens. Dem kam der Beklagte nicht 
nach. Darauf klagte die Klägerin den Anspruch vor dem Landgericht ein.  
 
Das Landgericht Ulm hat die Klage abgewiesen, da der Auskunftsanspruch gegen das 
Recht auf ein faires Verfahren bzw. der Grundsatz der Waffengleichheit verstoße. Er-
halte die Klägerin das Gutachten unter Berufung auf die DSGVO verfrüht, erhalte sie 
dadurch einen erheblichen Wissensvorsprung für den Prozess. 
 
Die Berufung der Klägerin vor dem OLG Stuttgart war erfolgreich. Ihr steht ein An-
spruch auf Auskunft nach Art. 15 Abs. 1 und 3 DSGVO zu.  
 
Das Gericht stellte klar, dass die DSGVO auch auf die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten in zivilgerichtlichen Verfahren anwendbar ist. Für die Tätigkeit des Sachver-
ständigen als „Gehilfe“ des Gerichts gilt nichts anderes. Insbesondere wird das Aus-
kunftsrecht nicht durch die verfahrensrechtlichen Akteneinsichtsrechte verdrängt. Die 
Akteneinsichtsrechte dienen anderen Zwecken als die Rechte aus Art. 15 DSGVO. So 
erstrecken sich die Akteneinsichtsrechte auf den gesamten Inhalt der Gerichtsakten 
und der dem Gericht vorgelegten Akten, während sich die Rechte auf Auskunft und 
auf Datenkopie auf die personenbezogenen Daten der jeweiligen betroffenen Person 
beschränken. Zumal die DSGVO als europäische Verordnung gegenüber dem natio-
nalen Verfahrensrecht einen Anwendungsvorrang genießt. 
 
Das Gericht hat weiter klargestellt, dass gerichtliche Sachverständige datenschutz-
rechtlich selbst „Verantwortliche“ nach der DSGVO sind. Betroffene Personen können 
deshalb direkt vom Sachverständigen Auskunft nach Art. 15 DSGVO verlangen – auch 
über interne Arbeitsunterlagen. Das gilt auch für ein zu 90 % fertiges Gutachten.  
 
Im Ergebnis müssen Sachverständige damit rechnen, dass Art. 15 DSGVO gezielt pa-
rallel zu laufenden oder abgeschlossenen Zivilverfahren eingesetzt wird, um Einsicht 
in sachverständige Unterlagen zu erhalten. Sie sollten daher ihre Unterlagen DSGVO 
konform organisieren und damit rechnen, dass auch interne Gutachtenbestandteile of-
fengelegt werden müssen. 
 
OLG Stuttgart, Urteil vom 25. Februar 2026, 4 U 342/25 
 
 
Keine Dauerspeicherung von Daten im Handelsregister 
Personenbezogene Daten, die nicht in das Handelsregister einzutragen sind, sog. 
überobligatorische Daten, sind nach Widerruf der Einwilligung des Anmeldenden im 
Handelsregisters zu löschen. Das hat der BGH entschieden.  
 
  



3/6 

 
 
Zwei Antragsteller begehren den Austausch von zwei Dokumenten im Handelsregis-
ter, die ihre Privatanschriften und Unterschriften enthalten und öffentlich einsehbar 
sind. Die neuen Dokumente enthalten statt den Privatanschriften der Antragsteller die 
Geschäftsanschrift der Gesellschaften und statt den Unterschriften einen „gez.“-Ver-
merk mit maschinenschriftlicher Namenswiedergabe. Die Antragsteller machen gel-
tend, sich durch den Austausch der eingereichten Dokumente davor zu schützen, Op-
fer von Straftaten zu werden. Das Registergericht hat den Antrag zurückgewiesen.  
 

Der BGH hat entschieden, dass die Antragsteller zu Recht Löschung durch Austausch 
der Dokumente verlangen können. Für den Anspruch auf Löschung nach Art. 17 
DSGVO spielt es keine Rolle, dass sich die Daten auch aus anderen, im Handelsre-
gister aufrufbaren Dokumenten, ergibt. Die betroffene Person kann den Umfang ihres 
Löschungsrechts weitgehend selbst bestimmen. Sie kann daher selbst dann, wenn die 
umfassende Löschung aus sämtlichen Datenspeichern möglich wäre, grundsätzlich 
auch selektiv vorgehen und die Löschung nur in Bezug auf einzelne dieser Speicher-
orte durchsetzen.  
 

Die Speicherung und Offenlegung von Privatanschriften und Unterschriften der An-
tragsteller im Handelsregister ist nach Widerruf der Einwilligung nicht mehr rechtmä-
ßig, da hierfür keine gesetzliche Verpflichtung besteht. Durch das Verlangen des Aus-
tausches der Daten, haben die Antragsteller konkludent ihren Widerruf für die Einwilli-
gung in die Verarbeitung der Daten widerrufen. Eine rechtliche Verpflichtung, auch 
überobligatorische Daten zu speichern und zugänglich zu machen, besteht nicht.  
 

BGH, Beschluss vom 18. Februar 2026, II ZB 2/25 
 
 

Fragenkatalog zur Interessenabwägung nach DSGVO 
Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit (HmbBfDI) 
stellt einen umfassenden Fragenkatalog zur Bestimmung des berechtigten Interesses 
nach Art. 6 Abs. 1 Buchtstabe f DSGVO bereit. Den Fragenkatalog könne Sie auf der 
Seite des HmbBfDI abrufen.  
 
 

Arbeits- und Gesundheitsschutz bei informationsverarbeitenden Arbeits-
prozessen mit Künstlicher Intelligenz 
Psychisch bedingte Ausfallzeiten zählen zu den Hauptursachen von Fehlzeiten und 
sind besonders im Dienstleistungssektor und der öffentlichen Verwaltung mit überwie-
gend informationsverarbeitenden Tätigkeiten hoch. Die Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin hat untersucht, wie der Einsatz von KI sich auf Arbeitneh-
mer gesundheitlich auswirkt. Das Ergebnis der Untersuchung finden Sie hier.  
 
 

  

https://datenschutz-hamburg.de/news/hmbbfdi-veroeffentlicht-fragenkatalog-zur-interessenabwaegung-nach-dsgvo
https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Fokus/Psychische-Belastung-KI
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UDZ veröffentlicht Tätigkeitsbericht 2025 
Das Unabhängige Datenschutzzentrum Saarland (UDZ) hat seinen Tätigkeitsbericht 
für veröffentlicht. Im Berichtsjahr 2025 hat das UDZ die bisher höchste Zahl an Ver-
fahrenseingängen seit Geltungseintritt der DSGVO im Jahr 2018 zu verzeichnen. So 
erreichten das UDZ insgesamt 1.968 schriftliche Anliegen (2024: 1.714). Während die 
Anzahl der Beratungen und gemeldeten Datenschutzverletzungen gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum leicht auf 272 (2024: 264 Beratungsanfragen) bzw. 913 (2024: 885 
gemeldete Datenschutzverletzungen) gestiegen ist, nahm die Zahl der Beschwerden 
betroffener Personen um etwa 39 Prozent auf 783 (2024: 565) zu. Die Summe der 
verhängten Geldbußen dagegen ist erheblich gesunken auf 13.233 € (2024: 261.000 
€). 
 
Den Tätigkeitsbericht zum Nachlesen finden Sie hier. 
 
 
  

https://www.datenschutz.saarland.de/fileadmin/user_upload/DSZ_TB_34_Final_25Feb.pdf
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
NIS-2-Richtlinie: Cybersicherheit ist Chefsache!  
Mittwoch, 6. Mai 2026, 17:00 – 19:00 Uhr, Raum 1 + 2, Saalgebäude, IHK Saarland, 
Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
Welche Unternehmen sind betroffen? Welche Maßnahmen- und Meldepflichten beste-
hen? Welche persönliche Haftung trifft die Geschäftsführung? 
 
Viele Unternehmen sind sich unsicher, ob sie in den Anwendungsbereich der NIS2-
Regelung fallen. Das ist zum einen abhängig von den Sektoren und zum anderen vom 
Überschreiten bestimmter Schwellenwerte: mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem 
Jahresumsatz von mehr als 10 Millionen fallen Betriebe unter die NIS2-Richtlinie.  
 
Unser Referent Herr Thomas Heß, W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Dillingen, 
zeigt Ihnen auf, welche Unternehmen unter das NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicher-
heitsstärkungsgesetz fallen. Wenn ja, muss das Unternehmen umfangreiche Risiko-
managementmaßnahmen ergreifen, auch innerhalb der eigenen Lieferkette. Welche 
konkreten Anforderungen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Not-
fallplänen für den Cyberangriff - an die Cybersicherheit gestellt werden, wird behan-
delt. Ganz wichtig: es gelten auch neue persönliche Haftungstatbestände für die Ge-
schäftsführung, die im Rahmen der Veranstaltung vorgestellt werden. 
 
Die Teilnahme an der Präsenz-Veranstaltung ist unentgeltlich. Sie richtet sich an alle, 
die sich für Cybersicherheit im Unternehmen interessieren: Geschäftsführer, Risiko-
manager und Mitarbeitende der IT-Abteilung. Im Anschluss an die Veranstaltung findet 
ein Get together statt.  
 
Anmeldungen bis 5. Mai 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder hier. 
 
 
SAVE THE DATE: IT.CON 2026 
Dienstag, 29. September 2026, 8.30 Uhr - 17.00 Uhr, Saarlandhalle, Saarbrücken 
Die IT-Messe für den Mittelstand im Saarland geht in die nächste Runde. IT, Cybersi-
cherheit und Digitalisierung kompakt an einem Tag.  
 
Mehr Informationen finden Sie hier. 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2Richtlinie_Cybersicherheit_ist_Chefsache_Welche_Unternehmen_sind_betroffen_Welche_Ma%C3%9Fnahmen_und_Meldepflichten_bestehen_Welche_pers%C3%B6nliche_Haftung_trifft_die_Gesch%C3%A4ftsf%C3%BChrung-15-19371.html
https://it-con-messe.de/
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